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1 Einleitung

Nach den gewalttätigen Unruhen im Juni und November 2005, im Kontext der Wah-
len, hat die Regierungspartei Ethiopian Peoples’ Revolutionary Democratic Front 
(EPRDF) die Kontrolle zurückgewonnen. Die allgemeine Sicherheitslage hat sich
deutlich verbessert. Die Aufrufe der Exilopposition zu zivilem Ungehorsam fanden
bei der Mehrheit der Bevölkerung kein Gehör. Im Gegensatz dazu haben aber Prä-
senz und gewalttätige Aktivitäten von bewaffneten Oppositionsbewegungen stark 
zugenommen. Eine Serie von Bombenanschlägen in Addis Abeba und einigen ande-
ren Städten forderte Todesopfer und führte zu Zerstörungen. Der Grenzkonflikt mit
Eritrea ist nach wie vor ungelöst. Die Menschenrechtslage bleibt besorgniserregend; 
über hundert Oppositionspolitiker, Journalisten und MenschenrechtsaktivistInnen 
sind wegen gravierender Vergehen gegen die Verfassung angeklagt. Häftlingen 
droht Folter und Misshandlung. Die humanitäre Lage ist in bestimmten Landesteilen 
nach wie vor schlecht.

Das vorliegende Update beruht auf der Auswertung von aktuellen Berichten bekann-
ter Quellen1 und eigenen Recherchen.2

2 Politische Situation

Nachdem die Regierung Meles Zenawi 2005 äusserst hart gegen die radikale Oppo-
sition vorgegangen war, festigte sie ihre Position 2006 wieder. Die wichtigen legalen 
Oppositionsparteien3 haben ihre Sitze im Parlament und den regionalen Räten auf-
genommen. Diese moderate Opposition sieht ihre Zukunft in der Zusammenarbeit 
und der Stärkung ihrer Basis. Sie will ihre Ziele mit rechtlichen Mitteln und friedlich 
erreichen. Ein Treffen der UEDF-Führung im Januar 2006 in Washington markiert 
den Bruch zwischen der moderaten Opposition in Äthiopien und dem radikalen Flü-
gel der UEDF und CUD im Exil. Das neu eingesetzte Exekutivkomitee4 entschied,
die Aktivitäten der UEDF in Äthiopien in den Untergrund zu verlegen. Anlässlich ei-
nes weiteren Treffens im Mai in Utrecht bildete die radikale Opposition zusammen 
mit den Sezessionisten5 und der aktiven Unterstützung von Eritrea die Alliance for 
Freedom and Democracy (AFD). Ziel der AFD ist die Befreiung Äthiopiens vom 
EPRDF-Regime mit allen Mitteln, auch mit dem bewaffneten Kampf. Die radikale 
Opposition rief die Bevölkerung – insbesondere Jugendliche und Studenten – 2006
denn auch immer wieder zum Widerstand auf.

1
Amnesty International, Swisspeace FAST, IRIN (Integrated Regional Information Network)

2
vgl. European Country of Origin Information Network: www.ecoi.net.

3
United Ethiopian Democratic Forces (UEDF), Oromo Federalist Democratic Movement (OFDM), 
Teile der Coalition for Unity and Democracy (CUD), sowie die Absplitterungen United Ethiopian 
Democratic Party-Medhin u.a.

4
Das neue Komitee wird von Exilorganisationen dominiert und von Fasika Belete der Ethiopian Peo-
ples’s Revolutionary Party (EPRP) geleitet.

5
Oromo Liberation Front (OLF), Ogaden National Liberation Front (ONLF), Sidama Liberation Front 
(SLF) und Ethiopian People’s Patriotic Front (EPPF).



Äthiopien Update – Oktober 2006 Seite 2 von 7

3 Sicherheitslage

Im November 2005 tötete die Polizei mindestens 42 Personen, als zunächst 
friedliche Proteste zu gewalttätigen Ausschreitungen eskalierten. In Addis Abeba, 
der Region Amhara und anderen Regionen wurden über 10’000 Oppositionsanhän-
gerInnen und DemonstrantInnen verhaftet. Viele von ihnen waren bereits im Juni 
verhaftet, photographiert und in den Akten der Polizei vermerkt worden. Auch von 
Dezember 2005 bis Januar 2006 gab es nochmals Proteste der Opposition. 

Grenzkonflikt mit Eritrea bleibt ungelöst. Nachdem Eritrea im Juni seine Teilnahme 
an einer dritten Gesprächsrunde abgesagt hat, wirft Äthiopien seinem Nachbarn vor, 
kein Interesse an der Lösung des Konflikts zu haben. Eritrea lehnt weitere Verhand-
lungen bezüglich der Grenzziehung ab. Auf Anraten von Kofi Annan soll die Mission 
in Äthiopien und Eritrea (UNMEE) durch den UN Sicherheitsrat bis Ende März 2007 
verlängert werden. Die Truppen wurden aber reduziert.

Lokale Konflikte um den Zugang zu politischer Macht und die Kontrolle über knap-
pe Ressourcen eskalierten auch 2006. In den Regionalstaaten Afar, Gambela, Oro-
mo, Somali, Südliche Nationen, Gedeo und Sidama kam es zu gewalttätigen Ausei-
nandersetzungen. Hunderte von Menschen wurden getötet und Zehntausende ver-
trieben.6

Sezessionistische Konflikte. Im November 2005 lehnte die Oromo Liberation Front
OLF das Angebot der Regierung zur Reintegration in den legalen politischen Pro-
zess ab und rief ihre Anhängerschaft auf, sich gegen das EPRDF-Regime zu erhe-
ben. Die OLF schleuste neue Kämpfer ins Land ein und intensivierte ihre bewaffne-
ten Angriffe auf die äthiopische Armee in Wellega und Bale. Nach wie vor gibt es
auch Berichte über Kämpfe zwischen der Ogaden National Liberation Front (ONLF) 
und äthiopischen Truppen im östlichen Ogaden.

Bombenanschläge. Seit Beginn 2006 verursachte eine Serie von über einem Dut-
zend Bombenanschlägen in Addis Abeba, Jijiga und Gedo den Tod von mehr als 
zwölf Zivilpersonen. Fast 100 Menschen wurden verletzt und beträchtlicher Sach-
schaden entstand. Niemand bekannte sich zu den Anschlägen. Die Regierung mach-
te die CUD und andere «destabilisierende Elemente» (anti-peace elements) wie se-
paratistische Rebellen und extremistische somalische Muslime mit Unterstützung 
von Eritrea für die Anschläge verantwortlich. 

Militante (Exil-)Opposition. Mit der aktiven Unterstützung der eritreischen Regie-
rung bildeten Exil-Äthiopier mit verschiedenen politischen Hintergründen in Opposi-
tion zur EPRDF 1998 die Ethiopian People’s Patriotic Front EPPF. Ihre bewaffneten 
Gruppen sind im Norden Äthiopiens aktiv. Seit Anfang 2006 hat die EPPF ihre Aktivi-
täten auch in den Nordwesten der Region Amhara ausgedehnt. Es besteht die Ge-
fahr, dass die militante Opposition ihre Bombenangriffe und bewaffneten Infiltratio-
nen in den Randgebieten verstärken.

6
Bei Kämpfen zwischen der Bevölkerungsgruppe der Guji und der Borena im südlichen Äthiopien 
wurden 100-150 Personen getötet und Zehntausende Menschen vertrieben. Der Konflikt zwischen 
den Anuak, Nuer und den Mazinger in der Region Gambella führte zu fast 45'000 intern vertriebe-
nen Menschen, die dringend auf Hilfe angewiesen sind.
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Bedeutung der Entwicklungen in Somalia. Der Sieg der Union of Islamic Courts 
(UIC)7 und die Einrichtung islamischer Gerichtshöfe in der ersten Hälfte 2006 ge-
fährden die Interessen sowie die innere Stabilität Äthiopiens. Das Land hat seine 
militärische Präsenz im Grenzgebiet erhöht. Es besteht ein grosses Risiko mit nicht 
absehbaren Folgen, dass sich Äthiopien in Somalia militärisch gegen die islami-
schen Gerichtshöfe engagiert.

4 Justizsystem

Gerichte verhängen Todesurteile, Hinrichtungen finden aber keine statt. Häftlinge 
riskieren Folter und Misshandlung. Politische Gerichtsverfahren verlaufen immer 
wieder unfair. Angeklagte in Haft haben kein Anrecht auf schriftliche Kommunikation 
mit ihren Familien oder Rechtsberatern. Die Verteidigung kann mit Klienten in Haft
nicht frei kommunizieren. Die Gespräche müssen in Anwesenheit der Behörden 
stattfinden und in Amharisch durchgeführt werden; der Austausch von Dokumenten 
ist dabei verboten. Medizinische Betreuung erfolgt nur mit Verzögerung und ist bei 
einer Schwangerschaft ungenügend.8

5 Menschenrechtslage: Gefährdungsprofile

Die gewalttätigen Zusammenstösse zwischen Juni und November 2005 führten zu 
Tausenden Gefangenen. Diese wurden der Anstiftung zu den Unruhen verdächtigt.
Zahlreiche dieser Personen wurden entlassen. Unklar ist die Anzahl Personen, die 
sich nach wie vor in Haft befindet. In den Wochen nach dem 1. November verhaftete 
die Polizei fast die gesamte Führung der CUD, darunter zehn Parlamentsabgeordne-
te sowie 15 Journalisten, MenschenrechtsaktivistInnen, Anwälte und einen Spitzen-
funktionär der Lehrergewerkschaft. Im Dezember wurden über 100 Personen wegen 
Landesverrat, Verbrechen gegen die Verfassung, Anstiftung zum bewaffneten Auf-
stand, Völkermord sowie Ermordung von Mitgliedern der Regierungspartei ange-
klagt. Die schwerwiegendsten Anklagen bedeuten eine mögliche Verurteilung zu 
lebenslänglicher Haft oder Todesstrafe. Gegen 76 anwesende und 25 abwesende 
Personen wurde am 2. Mai 2006 vor dem Obersten Bundesgericht in Addis Abeba 
ein Prozess eröffnet. Mitte September kündigte die Regierung die Freilassung von 
insgesamt 237 Gefangenen an. 26 Häftlinge, darunter auch elf zum Tod verurteilte 
Personen, wurden begnadigt und ihre Strafe gemildert. Die im November verhafteten 
Oppositionsführer, Journalisten und Menschenrechtler sind nicht unter den Freige-
lassenen. Ihr Prozess wurde am 5. Oktober wieder aufgenommen.

Folgende Einzelpersonen und Personengruppen sind besonders gefährdet, Opfer 
von asylrelevanter Verfolgung zu werden:

7
Im Juni 2006 wandelte sich die UIC in den Council of Islamic Courts (CIC) um. Vorsitzender ist 
Sheikh Hassan Dahir Aweys, ein alter Gegner Äthiopiens.

8
Für weitere Informationen zum Justizsystem: US Department of State, Country Reports on Human 
Rights Practices, 2005, Quelle: www.state.gov
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Mitglieder der CUD-Führung. Die 76 Angeklagten vor Gericht bilden die Mehrheit 
des zentralen Rats und die wichtigsten Führungskräfte der CUD Koalitionspartei, vor 
allem der beiden wichtigsten Parteien All Ethiopia Unity Party (AEUP) und der kürz-
lich gegründeten Rainbow Movement for Democracy and Social Justice in Ethiopia.
Gegen 25 Angeklagte wird das Verfahren in ihrer Abwesenheit durchgeführt. Es 
handelt sich um prominente Äthiopier im Exil – insbesondere den USA – die bekannt 
oder verdächtigt werden, die Oppositionspartei aktiv zu unterstützen. Diese Ankla-
gen sind als Drohung an andere Oppositionelle im Ausland zu verstehen, welche mit 
ähnlichen politischen Anklagen belastet werden könnten, wenn sie nach Äthiopien 
zurückkehren. 9

Menschenrechtsaktivisten. Unter den Angeklagten befinden sich vier Menschen-
rechtsaktivisten: Professor Mesfin Woldemariam, ehemaliger Vorsitzender des Äthi-
opischen Menschenrechtsrats, Daniel Bekele von ActionAid, Netsanet Demissie der 
Organisation für Soziale Gerechtigkeit in Äthiopien und Kassahun Kebede der Äthi-
opischen Lehrergemeinschaft (Ethiopian Teachers Association ETA).10

Medienschaffende. 14 Verleger und Reporter unabhängiger und privater Zeitungen 
wurden zusammen mit den CUD-Kadern verhaftet und des Landesverrats und Um-
sturzversuchs angeklagt.11 Die Anklage gegen die Journalisten beruht auf den von 
ihnen publizierten Artikeln, steht aber auch im Zusammenhang mit der Anklage ge-
gen die CUD-Spitze. Die Journalisten waren nicht Mitglieder der CUD, hatten aber 
Interviews mit Oppositionsführern publiziert und die Regierung während dem Wahl-
prozess kritisiert. Die Mehrheit der festgenommenen Journalisten wurde bereits frü-
her mehrmals verhaftet, weil sie gegen das Pressegesetz verstossen haben sollen.
Seit 1992 wurden rund 300 Journalisten verhaftet, viele von ihnen verurteilt und ge-
fangen gehalten. Im Umfeld der Wahlen wurden mehrere Journalisten wegen ihrer 
Veröffentlichungen verhaftet und vorübergehend wieder entlassen; einige von ihnen 
wurden angeklagt. Seit Dezember 2005 wurde gegen mehrere, schon lange ange-
klagte, Journalisten Prozess geführt. Sie wurden zu Freiheitsstrafen von drei bis 15 
Monaten verurteilt. Berichten zufolge soll die Polizei nach Dutzenden weiteren Jour-
nalisten suchen. In Abwesenheit angeklagt wurden der Präsident der Ethiopian Free 
Press Journalists Association (EFJA) sowie zwei in den USA arbeitende Website-
Editoren. Zwei weitere Journalisten wurden getrennt verhaftet.

Andere Oppositionsanhänger. Zusätzlich zum Prozess der CUD-Kader sehen sich 
auch verschiedene andere wichtige im November 2005 oder später verhaftete CUD-
Mitglieder mit Prozessen konfrontiert, die ähnlich politisch gelagert sein könnten,
aber in Bundes- oder regionalen Gerichten durchgeführt werden. Darunter sind 265 
verdächtigte CUD-Anhänger, welche im Distrikt Bahar Dar der Region Amhara im 
November festgenommen wurden und Tausende CUD-Anhänger, welche seit den 
Demonstrationen im November und Dezember 2005 sowie Anfang 2006 ohne Ankla-
ge in verschiedenen Teilen des Landes festgehalten werden.

9
Für weitere Informationen zum Prozess gegen die CUD-Kader: Amnesty International, Ethiopia, 
Prisoners of conscience on trial for treason: opposition party leaders, human rights defenders and 
journalists, 02.05.06, Quelle: web.amnesty.org/library.

10
Für weiterreichende Angaben zu diesen vier Häftlingen: Amnesty International, Ethiopia, Prisoners 
of conscience on trial for treason: opposition party leaders, human rights defenders and journalists, 
02.05.06, Quelle: web.amnesty.org/library.

11
Für namentliche Angaben: Amnesty International, Ethiopia, Prisoners of conscience on trial for 
treason: opposition party leaders, human rights defenders and journalists, 02.05.06, Quelle: 
web.amnesty.org/library.
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Frauen und Mädchen. Hier verweisen wir auf den letzten Update.12

Schüler und Studierende. Im Dezember 2005 wurden in Addis Abeba und anderen
Städten in der Region Amhara Tausende Schüler und College-StudentInnen von der 
Polizei festgenommen und geschlagen, weil sie für die Freilassung der CUD-
Gefangenen demonstriert hatten. StudentInnen boykottierten im Dezember 2005 und 
Januar 2006 die Schulen, worauf zahlreiche geschlossen wurden. Festnahmen wa-
ren weit verbreitet. StudentInnen wurden verhaftet und Lehrer verdächtigt, die Boy-
kotte zu unterstützen. Viele der damals Festgenommenen wurden inzwischen freige-
lassen, aber Tausende sollen sich nach wie vor in Haft befinden.

Lehrer. In den vergangenen Jahren wurden in den verschiedenen Regionen Hunder-
te Lehrer vorübergehend festgehalten und willkürlich entlassen, angeblich wegen 
fehlender Unterstützung der Regierungspartei. Unter den seit November 2005 fest-
genommenen befinden sich sechs Lehrer, die auch Mitglieder der ETA sind. Sie 
wurden im Umfeld der Wahlen im Zusammenhang mit Demonstrationen für die CUD 
oder Forderungen der Oromo festgenommen.

Oromo Schüler und Studierende. Im November und Dezember 2005 sowie Januar 
2006 wurden in der Region Oromia (westliches Welega und Shewa) im Zuge von 
Demonstrationen für die Freilassung von Oromo-Gefangenen und zur Bekräftigung 
anderer politischer Forderungen mehrere Tausend Oromo Schüler und StudentInnen
verhaftet. Viele von ihnen wurden geschlagen, gefoltert, misshandelt und einige ge-
tötet. Diese Übergriffe fanden insbesondere im Gefängnis «Ambo Palace», dem Po-
lizeicamp «Senkelega» bei Ambo und dem Gefangenenlager «Didesa» statt. Zahl-
reiche dieser Personen sollen nach wie vor in verschiedenen Gefängnissen und Po-
lizeistationen ohne Anklage oder Gerichtsverfahren festgehalten werden.

Oromo, die als OLF-Kämpfer verdächtigt werden. Zusätzlich zu dieser Verhaf-
tungswelle intensivierten die äthiopischen Behörden ihre Suche nach verdächtigten 
OLF-Kämpfern. So brachten sie bewaffnete Angriffe auch in Zusammenhang mit
«Anti-Peace Elements» der CUD, welche mit der OLF zusammen arbeiten sollen.
Gemäss Amnesty International sollen im Zusammenhang mit Ausschreitungen nach 
den Wahlen im November 2005 Tausende Angehörige der Bevölkerungsgruppe der
Oromo festgenommen worden sein. Viele dieser Häftlinge sollen beschuldigt wer-
den, Mitglieder der OLF zu sein, welche zu den Protesten aufrief.13

Personen, die verdächtigt werden, Verbindungen zur bewaffneten Opposition 
ONLF zu haben, riskieren in der Region Somali willkürliche Festnahme, Folter und 
aussergerichtliche Tötung.

Verdächtigte Regierungsgegner in der Region Gambella sind nach wie vor ge-
fährdet, festgenommen zu werden. Im Dezember 2003 wurden Hunderte Angehörige 
der Bevölkerungsgruppe der Anuak von Soldaten und Zivilisten umgebracht. Seither
werden rund 900 verdächtigte Regierungsgegner ohne Gerichtsverfahren festgehal-
ten.

12
vgl. SFH, Angela Benidir-Müller, Äthiopien, Update, 9.11.2005, Quelle: www.osar.ch

13
Für weitere Informationen zur Verfolgung von verdächtigten OLF-Kämpfern: Swisspeace, FAST, 
Ethiopia, Special Update January – June 2006, Quelle: www.swisspeace.org/fast.
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Angehörige der Bevölkerungsgruppe der Sidama demonstrierten für eine Besser-
stellung ihrer administrativen Zone. 60 Personen wurden in diesem Zusammenhang 
im März 2006 in Awassa und anderen südlichen Städten festgenommen.

Zivilpersonen. Bei gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen – insbesondere im südlichen Äthiopien aber auch in der Regi-
on Somali – wurden im Juni 2006 100-150 Personen getötet und Tausende vertrie-
ben.

Mitglieder der Regierung Mengistu Hailemariam, gegen die ein Gerichtsverfah-
ren läuft, riskieren wegen Anklage auf Genozid und Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit in den langwierigen Prozessen zur Todesstrafe verurteilt zu werden.

Amnesty International weist auf die Rückkehrgefährdung und das Schutzbe-
dürfnis hin für CUD Aktivisten, verdächtigte Aktivisten auf nationaler oder lokaler
Ebene sowie Bürgerrechtsaktivisten und Journalisten, welche die Regierung kritisiert 
haben und aus dem Land geflohen sind, weil sie Menschenrechtsverletzungen erlit-
ten haben oder damit bedroht wurden. Sie riskieren bei einer erzwungenen Rück-
kehr willkürliche, unabsehbare Haft, möglicherweise Folter oder Misshandlung, 
einen unfairen Prozess und aussergerichtliche Hinrichtung.14

6 Humanitäre / sozioökonomische Situation

Die Wirtschaft des Landes erlitt infolge der politischen Unruhen im Umfeld der Wah-
len keinen Schaden. Mehrere aufeinanderfolgende Jahre der Dürre, Missernte, des 
Viehverlusts und chronisch struktureller Schwäche führten dazu, dass rund 9,8 Mio.
Menschen Unterstützung benötigen. Grosse Teile der Bevölkerung riskieren nach 
wie vor Nahrungsmittelknappheit, insbesondere Viehzüchter in der Region Somali
und in Teilen der Region Oromia. Eine Bedrohung für die anfällige wirtschaftliche 
Stabilität sind die steigenden Ölpreise. Grundsätzlich verspricht die wirtschaftliche 
Perspektive aber Hoffnung und trägt damit zur Beruhigung der politischen Situation 
bei.15

Mitte August 2006 wurden vor allem Dire Dawa (zweitgrösste Stadt), die Süd Omo
Zone der Südlichen Nationen, die Nationalities Peoples’ Region (SNNPR) und Teile 
der Regionen Amhara, Oromia, Gambella, Somali und Tigray von verheerenden 
Überschwemmungen heimgesucht. Mindestens 630 Personen starben. Über 200’000 
Menschen sind betroffen, unzählige Häuser wurden weggeschwemmt und zerstört.16

14
Amnesty International, Ethiopia, Prisoners of conscience on trial for treason: opposition party lead-
ers, human rights defenders and journalists, 2 may 2006

15
Für weitere Informationen zur sozioökonomischen Lage: www.reliefweb.ch

16
Für weitere Informationen zu den Unwettern und deren Folgen: www.irinnews.org
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7 Rückkehr

Rückkehrprogramm. Das Bundesamt für Migration (BFM) hat am 1. Juni 2006 ein 
Rückkehrhilfeprogramm für Äthiopien lanciert. Mit diesem Programm soll die freiwil-
lige und pflichtgemässe Rückkehr von Asylsuchenden aus Äthiopien gefördert und 
ihre berufliche und gesellschaftliche Wiedereingliederung im Herkunftsland erleich-
tert werden. Das Rückkehrhilfeprogramm ist auf den 31. Mai 2007 befristet und rich-
tet sich an äthiopische Staatsangehörige, die vor dem 1. Juni 2006 in der Schweiz 
ein Asylgesuch eingereicht haben.17

Asylsuchende in der Schweiz / Behördenpraxis. Bis Ende August 2006 haben 
dieses Jahr 114 Personen ein Asylgesuch eingereicht. Damit befanden sich insge-
samt 1’512 äthiopische Staatsangehörige aus dem Asylwesen in der Schweiz. Die 
Gesuche von 245 sind per Ende August noch hängig. 2006 haben 17 Personen Asyl
erhalten, die Gesuche von 55 Personen wurden negativ entschieden, auf 5 Gesuche 
wurde nicht eingetreten. Per Ende August 2006 leben 237 Personen aus Äthiopien 
mit einer vorläufigen Aufnahme in der Schweiz.

Laut BFM-Statistik müssen per Ende August 2006 für 751 Personen Papiere be-
schafft werden (Identitätsdokumente, Pass-Ausstellung), nach abgeschlossenem 
Asylverfahren.18 Es soll heute möglich sein, Laissez-passer auch für unfreiwillig Aus-
reisende zu erhalten.

17
Für weitere Informationen zum Rückkehrhilfeprogramm: Bundesamt für Migration, Rückkehrhilfe-
programm, 1. Juni 2006, Quelle : www.bfm.admin.ch

18
Bundesamt für Migration – BFM, Monatsstatistiken, Quelle: www.bfm.admin.ch


